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A 1: Stellungnahmen von Markus Pott vom 26.08.2012  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die eingeengte Lage des Plangebiets zwischen der Autobahn A3 (mit 40-m-
Anbauverbotszone), der Bundesstraße B 8 sowie der vorhandenen Gewerbebetriebe 
und Wohngebäude lässt die Ausweisung zusätzlicher Verkehrsflächen mit entspre-
chendem (Besucher-) Parkraum nur in begrenztem Masse zu. Dieses Maß schöpft 
die Stadt mit der geplanten Verbreiterung der Straße „An der Fuchskuhl“ und der 
damit einhergehenden Ausweisung von 5 zusätzlichen öffentlichen Stellplätzen in-
nerhalb des Plangebiets aus. Die Anordnung der Stellplätze in Senkrechtaufstellung 
nimmt dabei Rücksicht auf notwendige Grundstückszufahrten sowie auf noch wirt-
schaftlich nutzbare Grundstückszuschnitte im Gewerbegebiet.  
 
Das im Plangebiet vorgesehene Maß an zusätzlichen Stellplätzen im öffentlichen 
Raum ist dabei angemessen, da  

- das Gewerbegebiet auf eine vergleichbar kleine Fläche, die voraussichtlich die 
Entwicklung von bis zu maximal drei Einzelgrundstücken zulässt, beschränkt 
ist, 

- mit dem Ausschluss kundenintensiven Einzelhandels nur kleinteilige Gewer-
bebetriebe mit geringem Besucheraufkommen zu erwarten sind – somit zielt 
der Bebauungsplan auf eine Vermeidung von Besucherverkehr ab und beugt 
somit erheblichen Mehrverkehren vor, 

- auf den künftigen Baugrundstücken im Baugenehmigungsverfahren Besu-
cherstellplätze nachzuweisen sein werden, so dass Kundenparken im Gewer-
begebiet erfolgen kann, 

- die Stadt beabsichtigt, eine Parkraumbewirtschaftung für die Senkrecht-
Parkplätze in der Straße „An der Fuchskuhl“ sowie im Kreuzungsbereich An 
der Fuchskuhl/Reuschenberger Straße einzurichten (evtl. beschränkte Park-
dauer mit Parkscheibe). Dadurch wird ein Stellplatzwechsel für die mindestens 
13 öffentlichen Parkplätze erzielt, der Dauerparker ausschließt; somit stehen 
die öffentlichen Stellplätze über den Tagesverlauf dem eher sporadisch zu er-
wartenden Besucherverkehr zur Verfügung. 

 
In Anbetracht der vg. Festsetzungen und Maßnahmen sowie der räumlich beengten 
Lage des Plangebiets zwischen A3, B 8 und vorhandenen Betrieben, ist das Stell-
platzkonzept innerhalb des Bebauungsplans ausgewogen, auch wenn die Entwick-
lung von drei Gewerbegrundstücken nicht gänzlich zur individuellen Problemlösung 
des „Fremdparkens“ vor dem Fast Food Restaurant dienen kann. Überdies wurde 
auch als Alternative geprüft, ob die Anordnung von Längsparken entlang der Straße 
„An der Fuchskuhl“ zu einer größeren Anzahl von Stellplätzen im öffentlichen Raum 
führen könnte. Im Ergebnis hat sich dies aufgrund des Flächenbedarfs für künftig 
notwendige Grundstückszufahrten als nicht zutreffend erwiesen. 
 
In der Summe der aufgeführten Aspekte und in Anbetracht des hohen Gewichts der 
Belange der Wirtschaft i.S.v. § 1 Abs.6 Ziffer 8a und c) BauGB – hier der Bereitstel-
lung von Flächen für kleinteilig strukturiertes Gewerbe - wird der Anregung, weitere 
öffentliche Flächen zu Lasten des Gewerbegebiets auszuweisen nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Behörde 1: Stellungnahmen der Technischen Betriebe Leverkusen vom 
06.08.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der in der Stellungnahme bekanntgegebene Schutzstreifen, der im Südosten gering-
fügig in das Plangebiet hineinragt, wird übernommen und im Bebauungsplan redakti-
onell ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Behörde 2 (sonstiger Träger öffentlicher Belange): BUND, NABU, LNU, Schrei-
ben vom 10.08.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Anregung, die planungsrechtliche Sicherung des Gewerbegebiets aus städte-
baulicher wie umweltfachlicher Sicht zu prüfen, ist gefolgt. Der Bebauungsplan greift 
auf Flächen zu, die bereits in den übergeordneten Planungen der Stadt Leverkusen 
(Flächennutzungsplan) als Gewerbegebiet angedacht sind. Somit ist das geplante 
Gewerbegebiet keine „Neuansiedlung“ im klassischen Sinne. Dies zumal: 

- Das Gewerbegebiet ist bereits voll erschlossen, so dass auf eine bereits vor-
handene Infrastruktur zurückgegriffen werden kann. Der Neubau von Straßen 
oder Kanälen ist nicht erforderlich. 

- Das Gewerbegebiet und sein engstes Umfeld sind bereits baulich vorbelastet. 
In unmittelbarer Nachbarschaft grenzen bereits bestehende Betriebe an; zu-
dem ist das Gebiet durch seine Lage zwischen der künstlich angelegten Bö-
schung der Autobahn A3 und der Bundesstraße B 8 vorbelastet. 

- Für das Gewerbegebebiet liegen bereits konkrete Anfragen zur Ansiedlung / 
Abrundung neuer bzw. benachbarter Betriebe vor. Insofern dient das Gewer-
begebiet zu Standortsicherung und sinnvollen Arrondierung vorhandener Be-
triebe.  

Zudem handelt es sich bei der vorliegenden Planung um einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung. Er dient der Nachverdichtung schon bebauter Bereiche. Diesem 
Ziel ist Vorrang vor der Ausweisung von Baugebieten im unbebauten Außenbereich 
zu geben. In der Summe der genannten Aspekte – insbesondere in Anbetracht der 
bereits bestehenden Infrastruktur - sind die Flächen des Plangebiets im Sinne des 
vorbeugenden Umweltschutzes und zur Vermeidung von Flächenneuausweisungen 
als städtebaulich sinnvoll zu erachten. Insofern wird der Anregung, das Plangebiet 
als Obstwiese zu entwickeln, nicht gefolgt. Hierzu wird ergänzend in die Abwägung 
eingestellt, dass die eingeengte Lage des Gewerbegebiets zwischen Autobahn, 
Bundesstraße und vorhandenen Betriebshallen einen eher insulären und grünordne-
risch wenig vernetzten Charakter hat. Die Entwicklung als Obstwiese hätte insofern 
an dieser Stelle nur eine begrenzte stadtökologische Wirkung.  
 
Entgegen der Ausführungen in der Einwendung ist ein Ausgleich an anderer Stelle 
im Stadtgebiet für den durch das Gewerbegebiet entstehenden Eingriff in den Baum-
bestand nicht erforderlich. Das Planverfahren wird im sogenannten „beschleunigten“ 
Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt, so dass der im Plangebiet vorhandene 
Baumbestand als relevanter Umweltbelang zu würdigen ist. Im Sinne von § 13a 
Abs.2 Ziffer 4 BauGB ist die Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung mit entsprechenden 
Ersatzpflanzungen jedoch nicht anzuwenden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Behörde 3: Einzelhandels- und Dienstleistungsverband Bergisch Gladbach, 
Schreiben vom 20.08.2012 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es besteht kein Änderungsbedarf 
für den Bebauungsplan. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 4: Wupperverband, Schreiben vom 04.08.2012 

 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorgebrachten Hinweise wer-
den beachtet. Es besteht kein Änderungsbedarf für den Bebauungsplan. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 5: Stellungnahmen der PLEDOC vom 14.09.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Da sich die in der Stellunganhme 
bekannt gegebenen Leitungen außerhalb des Geltungsbereichs liegen, bedarf es 
keiner Änderung des Bebauungsplans. Die weiteren Hinweise (Merkblatt) werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 5: Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf (KBD) vom 
10.08.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Belange der Kampfmittelsicher-
heit sowie die einschlägigen Merkblätter hierzu werden im Zuge der Bauausführung 
beachtet. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 6: Stellungnahmen der Straßen NRW Köln vom 11.09.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise des Merkblattes werden zur Kenntnis genommen und beachtet. Zudem 
wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken hinsichtlich der Planung im Um-
feld der BAB1, der Bonner Straße und der L288 bestehen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 7: Bundesnetzagentur, Schreiben vom 10.08.2012 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Richtfunkstrecken sind durch den 
Bebauungsplan aufgrund der festgesetzten, vergleichsweise geringen Bauhöhen 
nicht betroffen. Es besteht kein Änderungsbedarf für den Bebauungsplan. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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